
 

 
 

  
Einladung zur Teilnahme an der Frauenheldinnen-Protestaktion unter dem Motto 
„Freiheit für unsere Mädchen – Null Toleranz für Frauenfeinde“ 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
 
wir laden Sie und euch herzlich zu unserer Kundgebung ein, mit der wir unsere entschiedene 
Ablehnung des am 1. Juli stattfindenden „Internationalen Gedenktag gegen antimuslimischen 
Rassismus“ deutlich machen und ihn als Bühne zur Durchsetzung eines politisch-ideologischen 
Narrativs entlarven.“ 
 
Wann: 27. Juni 2026, ab 14:00 Uhr 

Wo: Breitscheidplatz / Kaiser-Wilhelm-Gedächtniskirche, Berlin 

 
Gerne übermitteln wir ein Grußwort oder prüfen unsere Möglichkeiten, Ihnen/euch einen Slot für 
Ihre eigene kurze Rede zu schaffen. Bitte beachten Sie, dass wir keine fremdenfeindlichen 
Aussagen zulassen werden und den Schwerpunkt auf Mädchen- und Frauenrechte setzen. 

 

Zum Hintergrund: 

Eine säkulare, liberale Demokratie schützt Menschen unabhängig von Herkunft, Hautfarbe, 
usw., aber nicht Ideen. Ideologien, Religionen, Traditionen genießen in ihr keinen Schutz vor 
Kritik, Spott oder Ablehnung. Meinungs- und Wissenschaftsfreiheit stehen über religiösen 
Empfindlichkeiten. Religionskritik ist kein Angriff auf Menschen, sondern Teil des demokratischen 
Diskurses. 

Der Mord an Marwa El-Sherbini am 1. Juli 2009 war ein abscheuliches Verbrechen und ein Akt 
menschenverachtender Gewalt, der aufs Schärfste zu verurteilen ist. Es ist legitim und 
notwendig, dieses Ereignis zum Anlass für ein würdiges Gedenken an die Opfer rassistischer 
Gewalt zu nehmen. 

Gerade aus Respekt vor der Universalität der Menschenrechte muss jedoch die politische 
Inszenierung dieses Gedenkens kritisiert werden. Die Bezeichnung „antimuslimischer 
Rassismus“ vermengt den notwendigen Schutz von Menschen mit dem Versuch, ein religiöses 
Weltbild gegen Kritik zu immunisieren. Dadurch entsteht ein Klima, in dem berechtigte Kritik an 
frauenfeindlichen Praktiken als „Rassismus“ delegitimiert werden kann. Solidarität mit Opfern wie 
Marwa El-Sherbini darf niemals zur Schwächung säkularer Freiheiten missbraucht werden. 
 



 

Insbesondere wenden wir uns gegen 

♀ Kulturrelativismus: Die Behauptung, man müsse Unterdrückung tolerieren, weil sie „Teil der 
Kultur“ oder der Religion sei, ist ein logischer Fehler. Menschenrechte sind universell. Eine 
Tradition, die die Selbstbestimmung der Frau oder des Kindes einschränkt, kann nicht durch 
„Identität“ legitimiert werden. 

 

♀ Kopftuch als Symbol: Das Kopftuch muss als Symbol patriarchaler Strukturen kritisiert werden 
dürfen. Auch wenn eine Frau sich subjektiv freiwillig dafür entscheidet, darf die politische und 
historische Funktion dieses Symbols (als Werkzeug der Kontrolle) Gegenstand harter Kritik 
bleiben. 

 

♀ Staatliche Kooperation mit integrationsfeindlichen Akteuren: Die institutionelle Verankerung 
von Verbänden und Organisationen, die ein patriarchales oder islamistisches Weltbild vertreten, 
führt zu einer Delegitimation säkularer und reformorientierter Stimmen. Wenn der Staat 
kulturrelativistische Ansätze legitimiert und islamistische Akteure als offizielle Partner einbindet, 
handelt er nicht nur fahrlässig, sondern er begünstigt aktiv den Verlust individueller Freiheit.  

♀ Institutionelle Beihilfe zur Unterdrückung: Durch die finanzielle Förderung und politische 
Aufwertung fundamentalistischer Verbände leistet der Staat Beihilfe zur Zementierung 
patriarchaler Machtstrukturen. Er finanziert damit Infrastrukturen, die Mädchen und Frauen 
systematisch dazu drängen, sich religiösen oder kulturellen Normen zu unterwerfen, die ihren 
universellen Menschenrechten widersprechen. 

 

♀ Verrat am Schutzauftrag: Anstatt den Schutz des Individuums unnachgiebig zu garantieren, 
delegiert der Staat seine Schutzfunktion an Organisationen, deren Weltbild der 
Gleichberechtigung diametral entgegensteht. Damit entzieht er den Betroffenen den neutralen 
Rückraum des Rechtsstaats und liefert sie schutzlos den parallelgesellschaftlichen 
Machtstrukturen aus. 

 

♀ Kulturalisierung des Unrechts: Diese staatliche Praxis befeuert eine 
gefährliche Rechtszersplitterung. Wenn der Staat bei Kinderehen, Verschleierung von 
Minderjährigen oder patriarchaler Gewalt aus „Respekt vor der Kultur“ wegsieht oder gar mit den 
Verursachern kooperiert, gibt er den Anspruch auf Gleichheit vor dem Gesetz auf. Das ist kein 
Akt der Toleranz, sondern eine aktive Preisgabe säkularer Errungenschaften zu Lasten von 
Frauen und Mädchen. 

 
Deshalb lautet unser Motto:  
Freiheit für unsere Mädchen – Null Toleranz für Frauenfeinde 

https://www.frauenheldinnen.de/unseremaedchen/ 
 
Wir freuen uns auf euch! 

                                          
Eva Engelken       Patricia Schulz 

(1. Vorsitzende)      (Referentin)    
       


